
Ö
H

W
 ·

  
H

e
ft

 1
 –

 3
 /
2

0
2

0

ÖHW
Das öffentliche 
Haushaltswesen in Österreich

Z
ei

ts
ch

ri
ft

 d
er

 G
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 d
as

 ö
ff

en
tl

ic
he

 H
au

sh
al

ts
w

es
en

Bericht aus dem Fiskalrat, insbesondere über 
die Einhaltung der Fiskalregeln.

Mit der VRV 2015 zu mehr
Generationengerechtigkeit.

Die Rolle des Rechnungshof Österreich bei  
der Bekämpfung von Korruption.

Steuerungsperspektiven bei Finanzausgleichs-
reformen in Krisenzeiten.

Die Zukunft des Lernens.

Jahrgang 61 (2020)  ·  Heft 1 – 3

 INFOS – Mailto: angela.grandl@vst.gv.at

Wikipedia: „ÖHW – Das öffentliche Haushaltswesen in Österreich“

P81537_OeHW_01_US_160620_BT_DRUCK.indd   1P81537_OeHW_01_US_160620_BT_DRUCK.indd   1 16.06.20   17:2016.06.20   17:20



35

Steuerungsperspektiven bei Finanzausgleichs-
reformen in Krisenzeiten

Von Dr. Helfried  B a u e r und Dr.in Karoline  M i t t e r e r

Zur Krisenbewältigung braucht es einen funktionieren-
den öffentlichen Sektor und eine gute Abstimmung der Ge-
bietskörperschaften im föderalen Staat. Dies gilt auch für den 
Finanzausgleich, denn in Krisenzeiten treten dessen Schwä-
chen, z. B. hohe Transferverflechtungen oder zu starke Ab-
hängigkeit der Länder und Gemeinden von den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben deutlich zu Tage. Nicht ohne 
Grund werden daher bereits seit vielen Jahren Reformen des 
Systems des Finanzausgleichs gefordert, welche auf die im-
mer komplexer werdenden Anforderungen und Rahmenbe-
dingungen im föderalen System Bezug nehmen. Bund, Län-
der und Gemeinden konnten sich bisher jedoch nur auf 
wenige substanzielle Reformen des Finanzausgleichs einigen. 
Dies nicht zuletzt deshalb, da in wichtigen gemeinschaftlich 
erbrachten Aufgaben, wie Gesundheit, Soziales und Bildung 
Leistungen und Finanzierungen außerhalb des bundesgesetz-

lich geregelten Finanzausgleichs – nämlich über Art. 15a Vereinbarungen – zu-
stande gekommen sind. Damit ist aber letztlich das System des Finanzausgleichs 
noch komplizierter und die Demokratiequalität wegen des Ausschlusses der 
 Gemeinden von den Bund-Länder-Verträgen geschwächt worden. 

Mit dem vorliegenden Beitrag möchten wir vernachlässigte Steuerungsoptio-
nen in die anstehenden Überlegungen und Entscheidungen zur Finanzausgleichs-
reform1 in Österreich einbringen. Denn es gilt, eine stärkere Aufgabenorientie-
rung bei der Verteilung der Mittel des Steuerverbundes und die finanzielle 
Absicherung  (eigene Abgabenhoheit) für die Autonomiebereiche endlich zu ver-
ankern und generell die Koordination und Kooperation der Akteure zu verbes-
sern. Der Beitrag gliedert sich in mehrere Abschnitte. Zu Beginn werden das 
unterschiedliche Verständnis von Finanzausgleich in Wissenschaft und Praxis 
sowie die sich daraus ergebenden Herausforderungen für die Weiterentwicklung 
des Finanzausgleichs thematisiert. Anschließend erfolgt ein kritischer Blick auf 

1) Siehe die Empfehlung des Fiskalrates vom 3. Dezember 2018: „Der FISK empfiehlt – 
auch im Hinblick auf das neu zu verhandelnde FAG (FAG neu ab 2022) – ehestmöglich 
einen verbindlichen Reformprozess zu definieren, welcher eine Föderalismusreform 
beginnend mit einer Aufgabenentflechtung zwischen den Gebietskörperschaften in 
 Zusammenarbeit mit den zuständigen Gremien vorantreibt“.
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den aktuellen Status zum Finanzausgleich und die sich aus finanzwissenschaft-
licher und steuerungstheoretischer Sicht ergebenden Verbesserungsbereiche im 
Finanzausgleich. Im dritten Teil geht es um grundsätzliche Steuerungsmechanis-
men und normative Governanceansätze im föderalen System, welche im letzten 
Abschnitt als hilfreich für Entscheidung und Durchsetzung von Reformen des 
Finanzausgleichssystem dargelegt werden. 

1. Finanzausgleich und dessen Reform als Herausforderung 
im  föderalen Staat

Diesem Beitrag legen wir ein umfassendes, also finanzwissenschaftliches 
Verständnis des Finanzausgleichs in einem föderalen System zugrunde. Danach 
umfasst der Finanzausgleich „mehrere aufeinander aufbauende Gestaltungs-
dimensionen, d. s. die Verteilung von Aufgaben auf die einzelnen Ebenen, (...), die 
Zuordnung  der Finanzierungsverpflichtungen (...) und sodann die Verteilung der 
Einnahmenkompetenzen“2. Dieses Verständnis abstrahiert von staatsrechtlichen 
Kategorien wie Kompetenzen für Gesetzgebung und Vollziehung, Besorgung 
von Angelegenheiten im eigenen und im übertragenen Wirkungsbereich, behörd-
liche Aufgaben, Aufgaben im Bereich der Selbstverwaltung etc.. Es bezieht sich 
vielmehr auf die konkreten Aufgaben, also auf das Erbringen von Leistungen und 
gesellschaftlichen Wirkungen der drei staatlichen Ebenen und der einzelnen Ge-
bietskörperschaften, für deren Erfüllung sie Ausgaben zu leisten haben und Ein-
nahmen zur Bedeckung der Ausgaben benötigen. In hochentwickelten Industrie-
gesellschaften und im föderalen Wohlfahrtsstaat ist die Regelung des 
Finanzausgleichs eine besondere politische Herausforderung, zumal es nicht nur 
um gegenwartsnahe ökonomische, sondern auch um Fragen der Resilienz, von 
künftigen Optionen sowie um die Qualität des demokratischen Systems geht.

Politik und Verwaltung verstehen Finanzausgleich meist enger, nämlich 
überwiegend als Verteilung der Steuerquellen und -erträge auf Bund, Länder und 
Gemeinden3. Bei der zentralen Frage nach Begründungen der vertikalen Vertei-
lung zwischen den staatlichen Ebenen stehen jedoch theoretische Erwägungen – 
so etwa bezüglich Zentralität versus Dezentralität oder der Subsidiarität – im 
Hintergrund. Vielmehr spielen historische Entwicklungen (Entwicklung des 
Wohlfahrtsstaates) und staatspolitische Doktrinen in der Ersten und Zweiten 
 Republik, Relikte aus der Zeit der NS-Diktatur sowie die machtpolitischen Kon-

2) Färber: Was ist Finanzföderalismus? 2013, S. 16 ff.
3) Vgl. die Definition des BMF: „Finanzausgleich ist die Regelung der finanziellen 

Beziehung zwischen den Gebietskörperschaften. Er wird zwischen den Finanz-
ausgleichspartnern (Bund, Länder, Gemeinden) im Verhandlungsweg vereinbart und 
findet seinen Niederschlag in den auf einige Jahre befristeten Finanzausgleichsgesetzen“  
(www.bmf.gv.at/glossar [nachgeschlagen am 10042020]).
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stellationen der Verhandler eine Rolle4. Für die horizontale Verteilung greift man 
zum Teil auf finanzwirtschaftliche Studien von Brecht und Popitz der ersten Jahr-
zehnte des 20. Jahrhunderts zurück. 

Die politisch gewünschte Mittelverteilung wird hauptsächlich im Finanzaus-
gleichsgesetz des Bundes (FAG) jeweils für mehrere Jahre festgelegt. Daneben 
bestehen zahlreiche finanzierungsbezogene Regelungen der Länder für Gemein-
den. Bund und Ländern orientieren sich hierbei an Artikel 13 (1) B-VG5 sowie an 
mehreren Abschnitten des F-VG 19486, wobei § 2 F-VG 1948 die Grundlage 
bietet7. Durch die Steuergesetzgebung des Bundes sowie durch dessen FAG 
 werden die finanziellen Mittel der einzelnen Ebenen weitgehend determiniert. 

Mit diesem engeren Verständnis von Finanzausgleich besteht jedoch kein 
ausreichender Bezug zu den Aufgaben, insbesondere zu künftig intensiver als 
bisher zu erfüllenden oder zu neuen Aufgaben. Denn die vorhandenen Mitteln 
und ihre Verteilung begrenzen die Möglichkeiten für aufgabenpolitische Verän-
derungen – im finanzpolitischen Jargon wird dies mit der Formel „Aufgaben 
folgen den Mitteln“ bezeichnet. Es kann jedoch vorteilhafter sein, zuerst bei den 
Aufgaben anzusetzen: Aufgaben entstehen doch vielfach auf Grund eines sozia-
len, wirtschaftlichen, demografischen Bedarfs. Ebenso wirken negative externe 
Effekte von Produktion und Konsum von Gütern (wie z. B. der CO2-Ausstoß) 
auf den öffentlichen Interventionsbedarf ein, der durch politische Entscheidun-
gen in Aufgaben der verschiedenen Aufgabenträger „transformiert“ wird. Erst in 
einem zweiten Schritt gilt es zu überlegen, wie die Finanzierung hierfür auf den 
einzelnen staatlichen Ebenen sichergestellt wird, was bedeutet, dass „Geld den 
Aufgaben folgt“8. Das heißt verschiedene finanzpolitische Optionen sind zu prü-
fen, vorhandene Mittel umzuschichten, „alte“ Aufgaben aufzulassen, geringer zu 
dotieren oder effizientere Methoden der Aufgabenerfüllung zu suchen oder zu-
sätzliche Mittel zu erschließen. 

Somit besteht für den föderalen Staat eine erste Herausforderung darin, 
zukunftsorientierte Verknüpfungen zwischen neuen und bereits bestehenden 
Aufgaben, also den konkreten inhaltlichen Leistungen und Wirkungen der nächs-
ten Jahre und den dafür bereitzustellenden Mitteln zu schaffen. 

4) Schneider; Bröthaler (Reform der vertikalen Verteilung, 2013, S. 100) erklären dies so: 
„Die vertikalen Aufteilungsverhältnisse (werden) primär durch historische Entwicklun-
gen, politische Kultur und subjektive Einschätzungen begründet und durch die überge-
ordnete Ebene, zum Teil über Verhandlungen mit der untergeordneten Ebene, politisch 
festgelegt“. 

5) Dieser lautet: Die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder auf dem Gebiet des 
Abgabenwesens (werden) durch ein eigenes Bundesverfassungsgesetz („Finanz-Verfas-
sungsgesetz 1948“) geregelt.

6) Diese sind die Abschn. I Finanzausgleich (§§ 2 – 4 F-VG), Abschn. II Abgabenwesen 
(§§ 5 – 8) und Abschn. III (Finanzzuweisungen und Zuschüsse (§§ 12, 13). 

7) §2 F-VG 1948 lautet: „Der Bund und die übrigen Gebietskörperschaften tragen, sofern 
die zuständige Gesetzgebung nichts anderes bestimmt, den Aufwand, der sich aus der 
Besorgung ihrer Aufgaben ergibt“.

8) Färber (Was ist Finanzföderalismus?, 2013, S. 17) stellt dazu fest: „Die Ausgabenkom-
petenzen folgen üblicherweise der Zuordnung der Aufgabenkompetenzen, d. h. die Ge-
bietskörperschaft, die für Umfang und Qualität öffentlicher Leistungen zuständig ist, 
budgetiert und finanziert sie auch aus ihren Einnahmen“.
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Dies müsste in erster Linie über Planung und andere institutionelle Regulie-
rungen, wie Bedarfssteuerung, Aufgabenkritik (z. B. über Spending Reviews), 
Steuerpolitik oder Reorganisation erreicht werden. Eine solche politische Steue-
rung ist im föderalen Staat mit teilautonomen subnationalen Akteuren jedoch 
schwierig zu leisten, da die öffentlichen Aufgaben in verschiedenen Formen von 
Arbeitsteilung teils gemeinsam, teils im eigenen Ermessen erbracht werden. 
Grundsätzlich sind damit vielfache Interdependenzen zwischen den teils dezen-
tralen Aufgabenträgern und der eher zentral gesteuerten Finanzwirtschaft9 gege-
ben. Verhandlungen über solche und andere Formen der Aufgabenteilung wer-
den zwar laufend geführt, wobei oft unterschiedliches Verständnis von 
angestrebten Wirkungen/Leistungen und von Kooperation besteht. Daneben 
spielen auch regionale Gegebenheiten und divergierende Strategien (wie z. B. 
Konkurrenzdenken, Abschieben von Ergebnisverantwortung) der subnationalen 
Gebietskörperschaften eine Rolle. 

Die Folge dieser teils prekären Konstruktion des föderalen Systems in Öster-
reich sind langwieriges Suchen nach Kompromissen, das Entstehen von Konflik-
ten und teils sogar Blockaden. Darunter leidet der föderale Staat und auch die 
Qualität der Demokratie. Daraus resultiert eine zweite Herausforderung der 
föderalen Praxis, nämlich einen trade off zwischen Autonomie und Kooperation 
an den wechselnden Gegebenheiten auszurichten. Der trade off spiegelt dabei das 
jeweils gegebene Verständnis von Machtverteilung im demokratischen Staat über 
die subnationalen Autonomien und ihre Finanzierung10 wider. 

Die aufgabenbezogenen und finanziellen Verflechtungen zwischen den Ge-
bietskörperschaften und ihren diversen Organisationsformen (Unternehmen, 
Fonds, Verbände) sind im Lauf der vergangenen Jahrzehnte so komplex geworden, 
dass die politische Steuerung häufig nur noch punktuell möglich und hinsichtlich 
der Interdependenzen und gesamthaften Effektivität (Leistungen und Wirkungen) 
kaum überschaubar ist. Den Reformbedarf hat man wohl erkannt,  weshalb zahl-
reiche Reformvorschläge zur Verteilung von Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen 
der Gebietskörperschaften erarbeitet worden sind (z. B. Österreich-Konvent, 2005, 
Rechnungshof, 2009, Reformstudien im Auftrag des BMF, seit 2011), grund-
legende Reformen sind jedoch ausgeblieben. Wesentliche Voraussetzung und 
 somit eine dritte Herausforderung für eine Neugestaltung des Finanzausgleichs 
ist es, eine politische Einigung über eine zielführende Reformstrategie sowie 
über einen erfolgversprechenden Reformprozess  herbeizuführen.

9) Etwa 85 Prozent der Steuereinnahmen werden durch den Bund – als eigene Bundes-
abgaben sowie als gemeinschaftliche Bundesabgaben – aufgebracht. Auch ein großer 
Teil der eigenen Abgaben der Gemeinden (Grundsteuer, Kommunalsteuer) wird durch 
Bundesgesetze bestimmt, wodurch den subnationalen Gebietskörperschaften keine  
adäquate Einnahmenhoheit eingeräumt wird.

10) Siehe Thöni; Bauer: Föderalismusreformen, 2019, S. 131.
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2. Finanzausgleich – Status und Verbesserungsbereiche 

Eine kurze Beschreibung des Status des Finanzausgleichssystems strebt zu-
nächst eine Separierung von finanzwirtschaftlichen und finanzwissenschaftlichen 
Defiziten/Problemen an. Daraus können Verbesserungsbereiche aus Steuerungs-
sicht abgeleitet werden. 

2.1 Finanzwirtschaftlicher Status

Das aktuelle System des Finanzausgleichs ist in vier Teilbereiche gegliedert, 
nämlich in
(1)  die eigene Steuerhoheit für jede Ebene, 
(2)  den umfassenden Steuerverbund, der vom Zentralstaat über die gemeinschaft-

lichen Bundesabgaben gebildet und über das FAG auf jede Ebene verteilt wird,
(3)  eine Ressourcenverteilung zwischen den Ländern und „seinen“ Gemeinden, 

die vor allem über wechselseitige Transferzahlungen mit einem stark negati-
ven Saldo zu Lasten der Gemeinden erfolgt und 

(4)  ergänzende finanzwirtschaftliche Regelungen für bedeutsame Einzelaufgaben 
mit eigener institutioneller Ausgestaltung, meist über Bundesfonds, z. B. 
 Familienlastenausgleich, Siedlungswasserwirtschaft, Pflegefonds sowie andere 
spezifische Transfers des Bundes. Letztere stehen meist in einem besonderen 
Konnex zur föderalen Organisation des Staates und/oder zu einzelnen stra-
tegischen Prioritäten des Zentralstaates.

Diese Teilbereiche weisen zahlreiche Probleme auf, da ihre grundsätzliche 
Funktionalität durch politische Entscheidungen der letzten Jahrzehnte einge-
schränkt bzw. beeinträchtigt worden ist: 

Der Bereich der eigenen Abgaben ist in seiner relativen Bedeutung bei Bund 
und Gemeinden im Lauf der Jahre generell reduziert worden und besteht heute 
in nennenswerter Weise nur mehr auf der Gemeindeebene.11 Auf Länderebene 
bestanden bis zum FAG 2017 nur minimale eigene Abgaben; mit dem FAG 2017 
erfolgte die Übertragung des Wohnbauförderungsbeitrages vom Bund an die 
Länder. Der Anteil der Gemeinden und Länder an den gesamten Steuereinnah-
men lag 2018 nicht einmal bei neun Prozent, wovon acht Prozent auf die Gemein-
den entfielen.12

Steuerverbund: Dieser wird über die Erträge der gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben gebildet und gemäß den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes 
auf Bund, Länder und Gemeinden sowie als Vorausanteile an einzelne Fonds 
aufgeteilt. Der Steuerverbund weist mit beinahe 85 Prozent aller Abgaben den 
weitaus überwiegenden Teilbereich der öffentlichen Finanzwirtschaft auf. Der im 

11) Die Schwächung der eigenen Gemeindeabgaben ist u. a. durch den Entfall der Getränke-
steuer sowie durch die fehlenden Aktualisierungen der Einheitswerte bei der Grund-
steuer entstanden.

12) http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/oeffentliche_finanzen_und_steu-
ern/oeffentliche _finanzen /finanzausgleich/index.html  [download 15. 4. 2020]



40

Finanzausgleichsgesetz festgelegte Verteilungsmodus der gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben wird aus verschiedenen Gründen kritisch beurteilt, insbesondere 
wegen der weitgehend fehlenden (allokativen) Bezugnahme auf die Aufgaben 
(v. a. bezüglich Qualität und Quantität der gebotenen Leistungen) und der über-
wiegend ressourcenausgleichenden Wirkung. 

Finanzielle Transfers zwischen Land und Gemeinden:13 Diese v. a. dem 
 Bereich des tertiären Finanzausgleichs zuzurechnenden Zuschüsse und Umlagen 
sind vielfältig und gehen in beide Richtungen, wobei die Finanzmittel von den 
Gemeinden an die Länder beträchtlich höher ausfallen als die Zuschüsse der Länder 
an die Gemeinden14. Obwohl einzelne Zuschüsse Lenkungseffekte haben  können, 
geht diese Funktion bei einer größeren Zahl von Transfers verloren. Ko-Finan-
zierungen der Gemeinden für Landesaufgaben im Weg mehrerer landesgesetzlich 
verfügter Umlagen stellen wegen ihrer mehrfachen konträren Wirkungen zum 
bundesgesetzlichen Finanzausgleich ein Musterbeispiel für fehlende Kohärenz 
dar. Zusätzlich werden dadurch Transparenz und Ergebnisverantwortung in der 
subnationalen Finanzwirtschaft schwer gestört.  

Finanzierungslücken: Mängel der fiskalischen Äquivalenz – daher ein Aus-
einanderfallen von Einnahmen-, Ausgaben- und Aufgabenverantwortung – 
 erschweren klare Verknüpfungen zwischen Finanz- und Sachzielen. Hinzu kom-
men Maßnahmen im Rahmen des „grauen Finanzausgleichs“, welche indirekt zu 
fiskalischen Lücken beitragen. Dies betrifft etwa auf Ebene der Gemeinden – 
wenngleich regional verschieden – den Ausbau des Angebotes für Kinderbetreu-
ung oder die Aufgaben der Gemeinden im Zusammenhang mit Ganztagsschulen. 

Vorwegabzüge für Dotierung von Fonds (und andere Zwecke): Vor bzw. 
in einzelnen Phasen der Verteilung der Mittel des Steuerverbunds auf Bund, Län-
der und Gemeinden wird ein nicht unbeträchtlicher Teil des Abgabenaufkom-
mens15 bestimmten Zwecken gewidmet (vor allem für Familienlastenausgleich, 
Siedlungswasserwirtschaft, Katastrophenfonds, Gesundheit, Pflege, Anteil der 
Länder und Gemeinden am EU-Beitrag) und an entsprechende Fonds überwie-
sen. Weder die (vielleicht abnehmende) Priorität der damit finanzierten öffent-
lichen Aufgaben noch die Zurechnung auf die einzelnen Gebietskörperschaften 
sowie die Verteilung dieser Mittel wird im Rahmen der Finanzausgleichsverhand-
lungen paktiert, sondern erfolgt außerhalb des Finanzausgleichsgesetzes des  
Bundes. Die allokativen und die Verteilungswirkungen werden nicht ausreichend 
offen gelegt. 

Daraus wird ersichtlich, dass systematische Reformen der finanzwirtschaft-
lichen Strukturen im föderalen Bundesstaat Sinn machten.

13) Siehe hierzu ausführlich Brückner; Haindl; Mitterer: Aufgabenfinanzierung und Trans-
ferbeziehungen im tertiären Fianzausgleich, 2017).

14) Nach Bröthaler; Haindl; Mitterer (Funktionsweisen und finanzielle Entwicklungen, 
2017, S. 111) „ergab sich im Jahr 2015 ein negativer Transfersaldo für die Gemeinden in 
Höhe 1,475 Mrd. Euro ...“.

15) Nach Bröthaler; Haindl; Mitterer (Funktionsweisen und finanzielle Entwicklungen, 
2017, S. 87 ff.) wurden im Jahr 2015 rund 7 % des Aufkommens an gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben als Vorwegabzüge für die genannten Zwecke verwendet. 
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2.2 Defizite und Reformbedarf aus finanzwissenschaftlicher Sicht

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht stellt der Finanzausgleich prinzipiell „ein 
dynamisches, zentral auf Aufgaben bezogenes Steuerungssystem der Finanzwirt-
schaft in territorial gegliederten (dezentralisierten) und in föderal organisierten 
Staaten“16 dar. Dabei liegen der Aufgaben- und Finanzierungsverteilung mehrere 
Prinzipien bzw. Kriterien zugrunde, wie etwa das Äquivalenzprinzip, das Sub-
sidiaritätsprinzip, Gebote der Zielorientierung, Stabilisierung, Transparenz, Effi-
zienz und Flexibilität. Anhand dieser Prinzipien können auch mehrere Defizite 
identifiziert und hier schlagwortig angeführt werden:17

• Stark verflochtene Kompetenz- und Aufgabenverteilung auf den drei staatli-
chen Ebenen (Gebietskörperschaften und ihre jeweiligen ausgelagerten Orga-
nisationseinheiten) mit mangelhafter Zielabstimmung und markanten Einbu-
ßen an Ergebnisverantwortung der einzelnen Gebietskörperschaften,

• mangelhafte Sicherung der Konnexität von Aufgaben-, Ausgaben- und Ein-
nahmenverantwortung auf jeder Ebene des Staatsaufbaus,

• deutlich unzureichende Abgabenautonomie der subnationalen Gebietskörper-
schaften und zu großes Gewicht des Steuerverbundes mit Verteilungskriterien, 
die teils vergangene Aufgaben widerspiegeln und überwiegend Ressourcenaus-
gleichsziele bedienen,

• mangelnde Zielorientierung18 und Flexibilisierung des Finanzausgleichs im 
Hinblick auf die Verfolgung politisch-strategischer Ziele (z. B. Klimaschutz, 
nachhaltige Raumentwicklung),

• Transferchaos mit hohen Transaktionskosten und Einbußen an Ergebnisver-
antwortung, 

• weiters besteht Bedarf nach einem übersichtlichen horizontalen Finanzkraft-
ausgleich jeweils auf Ebene der Länder und auf jener der Gemeinden sowie nach 
prioritären Lastenausgleichen für Aufgaben mit räumlichen Spillovers oder für 
sonstige Lasten aus spezifischen sozioökonomischen Rahmenbedingungen

2.3 Steuerungsprobleme

Neben den finanzwissenschaftlichen Reformbedarfen sind auch mehrere 
Defizite in Bezug auf die Steuerungsperspektive anzuführen19.

16) Bauer; Thöni: Finanzausgleich im Überblick, 2017, S. 51.
17) Siehe hierzu Bröthaler; Getzner; Schratzenstaller; Biwald; Bauer: Optionen und Stra-

tegien einer grundlegenden Reform des österreichischen Finanzausgleichs. WIFO 
Monatsberichte 12/2012, S. 905 – 918. Vgl. weiters die Beiträge von Bröthaler; Haindl; 
Mitterer („Funktionsweisen und finanzielle Entwicklungen“), von Klien; Pitlik; Schrat-
zenstaller („Einstieg in eine substantielle Stärkung der Abgabenautonomie“), von Mitterer 
(„Aufgabenorientierung“) und von Neck („Kooperativer Fiskalföderalismus“) alle ent-
halten im Handbuch zum Finanzausgleich 2017 (Bauer et al.: Finanzausgleich 2017).

18) Rossmann und andere fordern seit Jahren, den Finanzausgleich nicht nur flexibler, 
 sondern auch „verstärkt auf wirtschafts- und gesellschaftspolitische Ziele auszurichten“ 
(Rossmann: Finanzausgleich, 2008, S. 307).

19) Näheres hierzu in Bauer; Mitterer; Pichler: Option einer governanceorientierten Reform 
des Finanzausgleichs, 2019.
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Grundsätzliche Zielorientierung: Die seit mehreren Jahren laufenden Pro-
zesse des Überganges von Input- zu Output- und Outcomezielen sowie des 
 Abwägens von teils widersprüchlichen Zielen zwischen verschiedenen Ziel-
dimensionen (etwa der Wirtschaftspolitik, von Raumordnung oder Bildung) sind 
wichtige Schritte in der staatlichen Steuerung. Im Bereich des Finanzausgleichs 
zeigen sich jedoch erhebliche Defizite in der Zielentwicklung und -formulierung, 
da z. B. Wirkungsziele noch nicht auf allen staatlichen Ebenen zur Steuerung ver-
wendet werden, da für die Mittelverteilung sehr unterschiedliche Zielvorstellun-
gen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden bestehen. So fehlen in den Ver-
handlungen meist Bemühungen um vorrangige gemeinsame Ziele. 

Ein Blick auf die Wirkungsziele 2018 des Bundes der UG 44 (Finanzaus-
gleich) zeigt zudem teils sehr spezifische Ziele des Bundes, die jedenfalls dem 
gesamtstaatlichen Finanzausgleich nur in kleinen Teilaspekten Rechnung tragen20.

Ziele für den Reformprozess: Längerfristige Reformstrategien, wie sie im 
Rahmen von Studien21 oder auch von internationalen und nationalen Institutio-
nen – wie etwa der Europäischen Kommission22 oder dem Fiskalrat23 – vorge-
schlagen werden, konnten bisher nicht entwickelt, beschlossen und umgesetzt 
werden. Die im Rahmen der alle paar Jahre stattfindenden Verhandlungen zum 
Finanzausgleichsgesetz des Bundes vereinbarten Verbesserungen betreffen des-
halb meist nur Anpassungen an geänderte Rahmenbedingungen, ersetzen jedoch 
keinen ganzheitlichen Reformprozess. 

Defizite im Zielentwicklungsprozess: Sie betreffen das Fehlen einer grund-
legenden und mehrdimensionalen Zielausrichtung des österreichischen Finanz-
ausgleichs insgesamt, jedoch ebenso die fehlende Einigung auf gemeinsame Ziel-

20) Vgl. Bericht zum Wirkungsmonitoring des BKA 2018 (www.wirkungsmonitoring.
gv.at/2018-wirkungsziele-html) für die UG 44. Der Bund hat vier Wirkungsziele for-
muliert: 1. Stabilität durch langfristig nachhaltig konsolidierte Haushalte, 2. Verbesse-
rung der Kinderbetreuungsangebote in den Ländern, 3. Sicherstellung einer möglichst 
getreuen, vollständigen (...) Darstellung der finanziellen Lage, 4. Umsetzung der Refor-
men des Finanzausgleichs 2017. Im Wirkungsmonitoring des BKA werden bis auf das 
Ziel 2 alle anderen Ziele als erreicht bezeichnet. Dies steht jedenfalls im Widerspruch 
zu der hier gebotenen Analyse, zeigt aber auch, dass der Bund seiner gesamtstaatlichen 
Verantwortung im Vollzug des F-VG 1948 insofern nicht nachkommt, als die Ziele des 
F-VG 1948 in keiner Weise angesprochen werden. 

21) Ein guter Teil der finanzwissenschaftlichen Studien basiert – wie bereits zuvor beschrie-
ben – auf Postulaten des lediglich effizienz-orientierten fiscal federalism, wie z. B. der 
Vorteilhaftigkeit einer konsequenten Anwendung der Grundsätze des Kongruenz-
prinzips und der fiskalischen Äquivalenz sowie einer zentralstaatlichen Steuerung (vgl. 
 Kapucu: Fiscal federalism, 2016).

22) European Commission: Country Report Austria 2020, 2020. “The fiscal framework 
is still overly complex and the tax mix relies too strongly on labour. Austria’s fiscal 
 federalism provides weak incentives for efficient public spending at subnational  level, 
due to a considerable mismatch of revenue-raising and spending responsibilities.  Greater 
subnational tax autonomy paired with a more transparent allocation of competences 
across levels of government could improve political accountability and incentives to 
contain costs”.

23) Vgl. Fiskalrat: Empfehlungen Dezember 2018, 2018, S. 2: „Der FISK empfiehlt – auch 
im Hinblick auf das neu zu verhandelnde FAG (FAG neu ab 2022) – ehestmöglich einen 
verbindlichen Reformprozess zu definieren, welcher eine Föderalismusreform begin-
nend mit einer Aufgabenentflechtung zwischen den Gebietskörperschaften in Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Gremien vorantreibt“.



43

setzungen der Reform des Finanzausgleichs. Diese wären jedoch Voraussetzung 
für den gesamten weiterführenden Reformprozess. Das mehrfache Scheitern von 
Finanzausgleichsreformen lässt sich auf mehrere Faktoren ungenügender Zielab-
stimmung zurückführen. Diese sind das Fehlen einer gemeinsamen Vision, keine 
Einigung über den Rahmen bzw. die Reichweite der Reform, das mangelnde An-
erkennen eindeutiger Diagnosen oder Mängel im Verhandlungsdesign. Dies be-
trifft etwa das Aufbrechen starrer Sichtweisen oder das Überwinden von Un-
gleichheiten bei den Verhandlungspartnern.

Defizite der Accountability: Angesichts der hohen Komplexität des Finanz-
ausgleichs und der unklaren Kompetenzzuteilungen zeigen sich Mängel der 
 Accountability – etwa in der transparenten Darstellung von Leistungen und Er-
gebnissen gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. 

Transparenzmängel im Finanzausgleich: Die bestehende hohe Komplexi-
tät im Finanzausgleich fördert Transparenzmängel. Insbesondere das Zusammen-
wirken verschiedener Instrumente und Maßnahmen – und die zumeist nur un-
zureichende Zielausrichtung derselben – erschwert eine klare Zuordnung von 
Wirkungen zu einzelnen Instrumenten und Maßnahmen. Hinzu kommt, dass die 
Transparenz nicht bei allen Transferströmen als ausreichend eingeschätzt werden 
kann. Dies betrifft im Besonderen die zahlreichen Transfers an Länder und Ge-
meinden außerhalb des Finanzausgleichsgesetzes. 

Mängel der Zusammenarbeit: Sowohl im Bereich der vertikalen als auch der 
horizontalen Zusammenarbeit sind Mängel erkennbar. Dies betrifft etwa ein 
 uneinheitliches Problemverständnis, unzulängliche Instrumente zur laufenden 
Koordination zwischen den Gebietskörperschaften oder ein noch unzureichend 
ausgeprägtes Netzwerkdenken.

Widersprüchlichkeiten im föderalen System: Der österreichische Födera-
lismus leidet an seiner Widersprüchlichkeit – zwischen dem stark zentralisierten 
Finanzausgleich und den verfassungsrechtlich garantierten Autonomiebereichen 
der Länder und der Gemeinden. Hinzu kommen noch die teils interessens- und 
teils wertebezogenen Perspektiven der Akteure, die trotz zunehmender gegensei-
tiger Abhängigkeiten bei der Erfüllung der öffentlichen Aufgabe gegenseitiges 
Misstrauen pflegen und zu wenig Bereitschaft zur Entwicklung gemeinsamer 
Ziele aufbringen. Damit leidet auch die Demokratiequalität, die durch besser 
funktionierende föderale Beziehungen verbessert werden könnte. Hierzu braucht 
es jedoch eine weiterentwickelte Steuerung. Dies soll im nächsten Abschnitt 
 erläutert werden.

 

3. Grundsätzliches und Konkretes zur Steuerung im föderalen System 

Steuerungs- und Regelungssysteme im Staat sind schon immer für dessen 
Bestehen essenziell und betreffen „die kausalen Verbindungen zwischen Struktu-
ren (Institutionen, Machtverteilung), Interessen und Interaktionen“24. Zum Un-

24) Benz et al.: Einleitung, 2007, S. 14.
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terschied von staatlicher Herrschaft in früheren Epochen, sind heute gegebene 
öffentliche Aufgaben umfassender angelegt und werden in komplizierten organi-
satorischen Strukturen und Prozessen umgesetzt, die teils lokal und regional ver-
flochten, teils national, supranational und global vernetzt sind. Aufgaben, Struk-
turen und Prozesse sind solcherart von vielfachen Interdependenzen geprägt. 
Diese bedeuten zusätzliche Herausforderungen. 

3.1 Positive und normative Theorie-Elemente von Steuerung 

Wie staatliche Steuerung, auch als Public Governance bezeichnet, aus analy-
tischer Sicht strukturiert ist, zeigt die Abbildung 1.

Abbildung 1: Schema des Systems von Public Governance
Quelle: Bauer; Mitterer, Konzepte von Public Governance, 2019, S. 19

Nicht nur die Entscheidungen der Akteure, sondern auch die Formen der 
Steuerung, d. s. ihre hauptsächlichen Mechanismen (Wirkungsweisen), welche das 
Handeln von Regierungen, Parlamenten und öffentlichen Verwaltungen prägen, 
sind in den jeweils gegebenen staatlichen Strukturen, etwa im System des koope-
rativen Föderalismus, von besonderem Interesse. Daneben bestehen zahlreiche 
Instrumentensätze, wie systembezogene (demokratiestärkende, effektivitäts-
fördernde, resilienzbezogene), institutionelle (organisatorische, prozessbezo-
gene), funktionale (technisch-administrative). Zusätzlich können verschiedene 
Govern anceformen kombiniert werden.
• Mit Hierarchie bezeichnet man einen Steuerungsmechanismus, der auf Über- 

bzw. Unterordnung zwischen Funktionen, Organisationen oder Personen 
fußt. In der öffentlichen Verwaltung bedeutet Hierarchie klare Anordnungszu-
ständigkeiten der vorgesetzten Behörden und Aufsichts- bzw. Kontrollrechte. 
Föderale Staatsordnungen begrenzen hierarchisches Handeln des Zentralstaa-
tes, weil den subnationalen Gebietskörperschaften als „Kern jedes föderalen 
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Systems Autonomie in der inhaltlichen Gestaltung bestimmter Aufgaben 
(Kompetenzen, Finanzen)“25 eingeräumt wird. Dazu dienen institutionelle 
Maßnahmen, die auf die Verteilung der politischen Macht im Staat sowie auf 
die Berücksichtigung der Interessen von Minderheiten gerichtet sind. Dabei 
muss beachtet werden, dass die Autonomie der subnationalen Akteure jeweils 
auf einer spezifischen Ordnung beruht, nach der eigene oder zugewiesene Auf-
gaben wenigstens teilweise auch mit eigenen Ressourcen erfüllt werden müs-
sen. Ebenso sollte ausreichende Transparenz über regionale Präferenzen und 
die diesbezüglichen Leistungen bestehen, weil die Akteure nicht nur dem Ge-
samtstaat, sondern auch ihrer regionalen Wählerschaft verantwortlich sind. 
Solcherart kann die gesamtstaatliche Steuerung nicht nur auf hierarchische 
 Unterordnung, sondern auch auf das Wirken von Kooperation und/oder Wett-
bewerb zwischen (teil-)autonomen Gebietskörperschaften – in horizontalen 
und vertikalen Netzwerken verstanden – setzen.

• Solche Netzwerke können sich aus Gebietskörperschaften (Behörden, Dienst-
leister) der verschiedenen staatlichen Ebenen zusammensetzen, aber auch privat-
wirtschaftliche Einrichtungen, NGOs und Bürgergruppen umfassen. Sie basie-
ren auf einem anderen Mechanismus, nämlich auf einer (begrenzten) Autonomie 
der Akteure und setzen auf deren relative Gleichrangigkeit. Damit sollen auf 
Vertrauen beruhende Kooperationen der Akteure, vielfach in Form einer Part-
nerschaft, teils auch in produktiver Konkurrenz bezüglich ihrer Performance, 
ermöglicht werden26. Dies bedeutet oft eine bessere Koordinierung als in der 
Hierarchie und bewirkt gesteigerte Politikqualität. Die Betonung der sozialen 
Beziehungen im Netzwerk ist nicht nur für die Motivation der Partner, sondern 
auch für die Stabilität ihres Handelns bedeutsam. Netzwerke sind allerdings auch 
anfällig für unreine „Deals“, für Korruption, wogegen Regeln vorzusehen sind27.

• Wettbewerb – bezeichnet eine soziale Interaktion zwischen Akteuren, die ein 
Gut oder ein Ziel anstreben, dass nicht alle zugleich oder nicht in gleichem Maße 
erreichen können28. Vorrangiges Ziel von Politik und Verwaltung ist oft das Er-
reichen von Funktionen (Ämtern) oder von Mandaten für politische Parteien/
Listen. Gute Performance von Regionen oder Gemeinden scheint dagegen eher 
ein nachrangiges Ziel zu sein29. Der Wettbewerbsmechanismus schafft bei den 
Teilnehmern Anreize, sich zu vergleichen, auf Maßnahmen der Konkurrenten 
zu reagieren; er kann auch Lernen von den Konkurrenten fördern sowie inno-
vative Strukturen und Prozessen in verschiedenen Leistungsbereichen begüns-
tigen. Allerdings sind auch andere Wirkungen bekannt: Im föderalen System 
etwa werden sich Regierungen, die im Parteienwettbewerb stehen, in Verhand-
lungen kompetitiver und weniger kooperativ verhalten, als es inhaltlich – etwa 
bei der Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben – zweckmäßig wäre.

25) Thöni; Bauer: Föderalismusreformen, 2019, S. 130
26) Siehe Wald; Jansen: Netzwerke, 2007, S. 97.
27) Siehe Katzmair: Über das Wirken von Netzwerken, 2013, S. 118 f. 
28) Siehe Benz: Politischer Wettbewerb, 2007, S. 54.
29) Siehe Thöni; Bauer: Föderalismusreformen, 2019, S. 134.
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Diese und andere Mechanismen (wie z. B. Formen des Verhandelns) werden 
für die staatliche Steuerung genützt und können teils auch kombiniert eingesetzt 
werden, um ihre Wirkung zu verstärken: 
• Konkurrenz wirkt als Triebkraft und motiviert, zu viel Wettbewerb kann je-

doch abträglich sein;
• hierarchischer Normenvollzug ist effektiv, wenn er für gemeinsam verfolgte 

Ziele (Kooperationsbereitschaft liegt vor) dienstbar gemacht wird;
• Verhandlungen bei ähnlichen Zielen – z. B. Annäherungen an eine gemeinsame 

Problemsicht – begünstigen verständigungsbereites und auf gegenseitiges Ver-
trauen setzendes Verhalten. Ist dagegen gemeinsames Entscheiden gesetzlich vor-
geschrieben, kann sich bei Akteuren, die entgegengesetzte Ziele verfolgen oder 
wenig Vertrauen zueinander haben, eine Neigung zum Blockieren einstellen;

• Kooperativer Föderalismus setzt teils auf hierarchischen Normenvollzug, teils 
auf partnerschaftliches Erarbeiten von gemeinsamen Win-win-Zielen sowie auf 
Koordination.

Damit wird deutlich, dass die Mechanismen ebenso wie der Instrumenten-
mix zu den jeweiligen Problemlagen und den Zielen in Bezug gesetzt werden 
müssen.

Public Governance aus normativer Sicht 

Die normative Sicht verlangt Überlegungen, politische Konzepte und Ver-
waltungshandeln im Sinn von „Good Governance“ zu konzipieren, umzusetzen 
und entsprechend weiter zu entwickeln. Good Governance bedeutet etwa das 
Sichern der Unabhängigkeit von einzelnen Interessen seitens der Politik und der 
öffentlichen Verwaltung, das Stärken von Solidarität und Gemeinwohl und der 
Funktionalität der föderalen Strukturen  durch Bedachtnahme auf die gegebenen 
Interdependenzen, durch effektive Koordination, Wirkungs- und Zukunftsbe-
züge von politischen Entscheidungen.  

Staatliche Steuerung erfolgt heute nicht nur durch Politik und Verwaltung, 
sondern wird auch von den Leistungsbeziehern, von Institutionen der Wirtschaft 
und der Zivilgesellschaft mitgetragen bzw. auch ausgeübt. Die Steuerung setzt 
deshalb auf mehreren Ebenen bzw. Bereichen (Planung, Umsetzung, Evaluie-
rung) an und besteht aus mehreren Komponenten, nämlich aus
• Haltungen und Denkweisen im demokratischen Staat,
• Setzen von Leistungs- und Wirkungszielen,  
• Regeln, organisatorischen Strukturen und Verfahren, Anreizen, Förderungen, 

und last not least
• kohärentem Handeln, das mehr als bisher auf die wirkungsbezogene Umset-

zung achtet.
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Steuerung bei föderaler Staatsorganisation30 mit vielen teil-autonomen Ak-
teuren (Gebietskörperschaften, Gemeindeverbände, öffentliche Betriebe, Fonds) 
ist in mehrfacher Hinsicht anspruchsvoll. Denn auf den einzelnen Ebenen kön-
nen unterschiedliche politische Positionen vertreten werden und wechselnde 
 politische Prioritätensetzungen bei einzelnen Aufgaben erfolgen. Weiters spielen 
Eigeninteressen der Akteure eine Rolle, auch auf Reaktionen von Interessens-
gruppen ist zu achten, was Flexibilität und mehrere Anpassungen  erforderlich 
macht. 

Steuerung ist zudem politisch heikel, wenn es besonderer Abwägungen 
(trade-offs) bei grundlegenden, teils gegensätzlichen Zielbereichen bedarf. Ein 
Beispiel dafür wäre das Abwägen, wieviel Demokratiequalität (im Weg von  
mehr Partizipation, von Berücksichtigung regionaler Präferenzen) geboten oder 
ob  Effektivität und Effizienz verstärkt werden soll. Letzteres führt häufig zu 
 Zentralisierung von Aufgaben und genießt in der politischen Praxis Vorrang.

 
Mehr Regeln und Anleitungen für Planen, Koordinieren, Evaluieren?

Im föderalen System und bei gemeinschaftlicher Erfüllung einzelner Aufga-
ben kommt es speziell auf die Koordination von Zielen und Maßnahmen sowie 
auf Evaluierungen an. In Anlehnung an die erst vor wenigen Jahren in Art. 13 
Abs. 2 und 3 B-VG31 verankerten Koordinationsgebote (bezüglich der Haus-
haltsführung der Gebietskörperschaften und der Gleichstellung) könnte – zum 
Nutzen besserer Planung und Umsetzung – die Koordinierungsleistung der 
Akteure im Bundesstaat generell festgelegt werden. Hierbei wäre mehr als bisher 
auf die Qualität der Umsetzung zu achten (bezogen etwa auf Kriterien wie Kon-
tinuität, Fairness, Transaktionskosten, Flexibilität). Dazu wäre das Kombinieren 
der verschiedenen möglichen Mechanismen von Governance, wie Hierarchie und 
gleichberechtigte Partnerschaft im Netzwerk hilfreich. Denn neben strukturellen 
Maßnahmen sollten auch reflexive Prozesse, die wenig über den Hierarchieme-
chanismus gesteuert werden können, verstärkt werden. Durch Regelungen der 
Evaluierungsarbeit wiederum könnte das Bewältigen der verschiedenen Interde-
pendenzen erleichtert werden. 

Während im Bereich der Finanzwirtschaft diverse Steuerungsvorschriften im 
F-VG 1948 und im Stabilitätspakt zur Harmonisierung der Mittelflüsse festgelegt 

30) Föderalismus wird wesentlich durch die Verteilung von Kompetenzen und Zuständig-
keiten für öffentliche Aufgaben auf Bund, Länder und Gemeinden, durch die  Regelung 
der Trägerschaft von (Teil-)Aufgaben und der Finanzierung bestimmt. Der zweite 
 Aspekt besteht darin, dass über die „verwaltungsmäßige Dezentralisierung hinaus in 
Bezug auf mehrere Bereiche öffentlicher Funktionen auch die politische  Willensbildung 
auf verschiedenen Ebenen des öffentlichen Sektors erfolgt“ (Nowotny; Zagler: Der 
 öffentliche Sektor, 2009, S. 138).

31) Art.13 Abs. 2 und 3 B-VG lauten: „(2) Bund, Länder und Gemeinden haben bei ihrer 
Haushaltsführung die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes und 
nachhaltig geordnete Haushalte anzustreben. Sie haben ihre Haushaltsführung in Hin-
blick auf diese Ziele zu koordinieren“. (3) „Bund, Länder und Gemeinden haben bei der 
Haushaltsführung die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern anzustreben“.
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sind, fehlen grundsätzliche Gebote für die generelle Performance, wie eben Ko-
ordination, Benchmarking, konkrete Ergebnisverantwortung (Accountability), 
Bürgerorientierung und Ko-Produktion. Bei verbesserter Steuerung könnten den 
Akteuren für die Arbeit mit Zielen und Plänen etwa eine grundsätzlich integrierte 
Regelung von inhaltlichen Aufgaben und deren Finanzierung sowie für die oben 
genannten trade-offs des öffentlichen Handelns konkrete Abwägungsgebote auf-
erlegt werden. Mit einigem Bemühen finden sich auch tradierte Regeln die aufge-
hoben werden könnten. 

3.2 Praxisorientierte Konzepte der Mehr-Ebenen-Steuerung

Mehr-Ebenen-Steuerung wird heute bei tendenziell gleichberechtigten Part-
nern als Alternative zu einem hierarchischen top-down Prozess angesehen. 
Marks; Hooghe; Schakel erklären Mehr-Ebenen-Steuerung umfassender: “Multi-
level governance is the dispersion of authority to subnational and international 
jurisdictions; multilevel governance is a response to functionalist pressures for the 
efficient provision of public goods from the local to the global levels; multilevel 
governance is a response to the demand for self-rule by a group that sees itself as 
a distinct community”32.

Konkrete Konzepte zur Umsetzung solcher simultaner Steuerungsbemü-
hungen liegen nicht nur in einzelnen Staaten und deren konkreten Regelungen 
von Föderalismus33 und Finanzausgleich34 zugrunde, sondern sind – teils recht 
praxisnah und partnerschaftlich angelegt – auch von der OECD, der Hertie 
School of Governance oder der EU entwickelt worden. Im Folgenden sollen zwei 
Konzepte skizziert werden. 

(1) Das Mehr-Ebenen-Steuerungskonzept der OECD35 geht v. a. von einer 
 systematischen Suche nach Schwachstellen im föderalen Policy-Making aus. 
 Damit sollen Kapazitätsmängel, wie Informations-Asymmetrien, mangelndes 
Verständnis von Steuerung über Wirkungsziele,  fehlende institutionelle Struktu-
ren für Dialoge und etwa unzulängliche Koordinierung raumplanerischer Maß-
nahmen in vielfach verflochtenen Stadt-Umland-Regionen erkannt und über-
wunden werden. Die einzelnen Governance-Mechanismen werden dabei meist 
kombiniert eingesetzt und teils innovative institutionelle Maßnahmen ergriffen. 
Dazu zählen nationale Agenturen für Regionalpolitik, Konsultationsforen, 
 allokationsbezogene Ko-Finanzierungen. 

Die OECD setzt auch auf das Wirken verbesserter innerstaatlicher Verträge 
bei denen Herausforderungen beispielsweise bezüglich Formen der Ko-Produk-

32) Marks; Hooghe; Schakel: Multilevel governance and its effects, 2019, S. 7.
33) Siehe Alber: Lernender Föderalismus, 2019, S. 192 ff.
34) Siehe Frey (Steuerwettbewerb oder Steuerharmonisierung, 2005, S. 123), der auf den 

neuen Finanzausgleich in der Schweiz hinweist, welcher Belastungsunterschiede 
zwischen den Kantonen abbaut und den schweizerischen Föderalismus stärkt sowie 
Lotz (Financing of Nordic Local Government, 2008, S. 372 ff.), der Grundsätze der 
Gemeinde finanzierung in Skandinavien behandelt.

35) Siehe ausführlich Charbit; Romano: Contracts, 2019. S. 37 ff.
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tion durch zivilgesellschaftliche Einrichtungen sowie bezüglich Regelungen für  
Evaluationen und/oder für Sanktionen bei  Vertragsverletzungen bestehen.

(2) Das Governance-Konzept für den Bereich der Infrastruktur der 
 Hertie School of Governance36 umfasst drei Dimensionen der Steuerung (mit 
jeweils mehreren Erfolgsindikatoren), nämlich
• die Planung der Infrastrukturversorgung, v. a. hinsichtlich Qualität der strate-

gischen Planung, der Finanzierung, der Trägerschaft,
• die Umsetzung, also Managementleistungen betreffend Koordinierung zwischen 

Regierungsebenen und Infrastruktursektoren, einzelner Prozesse zur Qualitäts-
sicherung, Korruptionsprävention u. a. sowie

• die Infrastruktur-Outcomes, also die Abschätzungen von Wirkungsfolgen mit 
Indikatoren bezüglich des Zugangs zur Infrastruktur, zu Versorgungssicher-
heit und Logistik. Letztere hat  sich wegen der teils extremen globalen Arbeits-
teilung in vergangenen Krisen als Schwachstelle herausgestellt.

Die Praxis der Steuerung der Investitionstätigkeit in mehreren EU-Ländern 
an Hand der angeführten Kriterien zeigt übrigens für Österreich ein nicht ganz 
überraschendes Ergebnis, nämlich eine vergleichsweise gute Beurteilung der 
 Performance in den Dimensionen „Planung der Infrastrukturversorgung“ und 
„Outcomes“ sowie eine deutliche Schwäche im Bereich des konkreten „Manage-
ments der Umsetzung“37.

Konzepte und Maßnahmen der Mehr-Ebenen-Steuerung zeichnen sich zu-
nächst durch die Suche von Schwachstellen im föderalen System aus, wodurch 
wenigstens ein Teil der Interdependenzen, nämlich v. a. die gegenseitigen Abhän-
gigkeiten der Akteure voneinander sowie funktionale Interdependenzen bei ein-
zelnen Aufgaben konkretisiert und adressiert werden können. 

Diese gegenseitigen Abhängigkeiten können an Hand eines kürzlich erschie-
nenen Berichts des Rechnungshofes zur „Pflege in Österreich“ illustriert werden. 
In dem Bericht heißt es u. a., dass: „die Kompetenzverteilung für die Pflege eine 
gemischte Zuständigkeit (schuf), wobei der Bund das Pflegegeld und die Länder 
die Sachleistungen regelten. Unter Mitberücksichtigung von Zweckzuschüssen 
des Bundes aus dem ‚Pflegefonds‘, Förderungen für die 24-Stunden-Betreuung 
(...) entstand so eine hohe wechselseitige Abhängigkeit der Gebietskörperschaften 
voneinander bei der Regelung der Pflegevorsorge“38.

Aufgabenkritische Analysen im Kontext der Mehr-Ebenen-Steuerung liefern 
auch Erkenntnisse betreffend Asymmetrien bei der Informationslage der Ak-
teure, so etwa über 
• die Verteilung von Regelungen (durch Gesetze, Verordnungen, Konzepte, 

 Verträge etc.),
• die verschiedenen Organisationsformen bei Aufgaben von Ländern und 

 Gemeinden,

36) Siehe Haber, Matthias: Governance Indicators: Infrastructure, 2016, S. 143 – 179.   
37) Haber: Governance Indicators: Infrastructure, 2016, S. 160.
38) Rechnunghof: Pflege in Österreich, 2020, S. 9. 
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• die Schnittstellen (z. B. zwischen Institutionen der Elementarbildung, 
 zwischen Pflege und Gesundheit),

• die Verfügbarkeit von ausgebildetem Personal und nicht zuletzt 
• unterschiedliche Werthaltungen und Qualitätsstandards39. 

Weiters wird deutlich, dass neben dem Steuerungsmechanismus von Hierarchie 
auch partnerschaftliches Aushandeln und Koordinieren (durch Nutzen von 
Netzwerken, von dosierten Leistungswettbewerbe, durch monetäre Anreize) 
Platz greift. Weiters wird die politisch-administrative Steuerung gestärkt, wenn 
die koordinierenden Potenziale von Verhandlungen über Win-win-Lösungen 
und/oder von Bürgerpartizipation in die politischen Entscheidungen auch tat-
sächlich einfließen. Hammerschmid und Wegrich unterstreichen dies: „Political 
rationality will always be a key driver of decision-making, and the task of gover-
nance reforms is to increase the quality of political decision-making – not to 
 replace politics with technocratic analysis or expert decision-making“40.

4. Steuerungsoptionen für Reformen im Finanzausgleichssystem

Es gilt nun zu konkretisieren, wieweit konkrete Reformen im Finanzaus-
gleichssystem durch verbesserte Steuerung konzipiert und auch auf den Weg 
gebracht werden können. In einer Studie zu Governance-orientierten Reformen 
des Finanzausgleichs41 haben wir die verschiedenen Möglichkeiten aufgearbeitet 
und in weiterer Folge auch versucht, die Akzeptanz von Governance in der 
 Praxis – im Weg von Interviews mit mehreren Akteuren im föderalen System – zu 
erfassen. Hier sollen nun einige Ergebnisse angeführt werden.

4.1 Anknüpfungspunkte für verbesserte Steuerung im Finanzausgleich

Governance umfasst – wie ausgeführt – nicht nur organisatorische Strukturen, 
gesetzliche Regelungen und Prozesse des öffentlichen Handelns, mit denen Pla-
nung und Umsetzung der Aufgabenerfüllung bestimmt werden. Vielmehr geht es 
auch um Denkweisen, Einstellungen und Haltungen, so etwa zu Demokratie-
qualität im föderalen System durch mehr Transparenz und durch Bürger-
partizipation sowie um Gemeinwohl, also um gesellschaftliche Wirkungen wie 
Armuts abbau und Klimaschutz. 

Auch Zielsetzungen sind ein bedeutender Steuerungsansatz: Die aktuelle 
Ausrichtung des bundesgesetzlichen Finanzausgleichs lediglich auf stabilitäts-
politische Wirkungsziele ist zu einseitig, da auch andere Wirkungsziele strate-

39) Siehe hierzu ausführlicher Bauer; Biwald: Governance im österreichischen Bundesstaat, 
2019, S. 72 ff.

40) Hammerschmid; Wegrich: Infrastructure Governance, 2016, S. 53.
41) Bauer; Mitterer; Pichler: Option einer governance-orientierten Reform des Finanz-

ausgleichs, 2019.
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gisch bedeutsam sind, eben die genannten gesellschaftspolitischen Wirkungen. 
Hierfür ist die Steuerungsoption eines verbesserten Abwägens zwischen Nachhal-
tigkeitszielen in sozialer, ökonomischer und in ökologischer Hinsicht zu wählen.

Die Mehr-Ebenen-Steuerung – wie sie etwa die OECD verwendet – 
 erscheint im föderalen System wegen ihrer Systematik der kritischen Analyse im 
Bereich der Instrumente besonders hilfreich.

Damit bestehen mehrere Ansatzpunkte von Governance für Finanz-
ausgleichsreformen, die in der folgenden Tablle 1 überblicksartig dargestellt sind. 
Diese Gliederung  basiert auf dem Verständnis der OECD von vier Teilbereichen 
von Governance und berücksichtigt die verschiedenen (institutionellen, sachlich-
fachlichen, interpersonellen) Interdependenzen, die auch mit dem Finanzaus-
gleich so gut es geht zu adressieren wären. Zum Unterschied von der gegebenen 
Praxis versteht sich die hier vorliegende Option also nicht als strukturell ange-
legte Mittelverteilung, sondern als System der Steuerung mehrerer miteinander 
in Bezug stehender  Reformelemente einschließlich der Mittelverteilung. Diese 
Elemente betreffen ein stärker partnerschaftliches, alle drei Ebenen umfassendes 
Föderalismus modell, weiters die Verteilung von teils autonom, teils gemein-
schaftlich wahrzunehmenden Aufgaben und Ressourcen sowie die Stärkung von 
Nachhaltigkeit, Risikovorsorge, Ergebnisverantwortung und Rechenschafts-
pflicht über die Performance der  einzelnen staatlichen Ebenen (einschließlich 
institutionalisierter Regionen). 

  

Teilbereiche der  
Finanzausgleichsreform Hauptaspekte

Akzeptanz 
der Praxis 

(1) Werte und Ziele für den Finanzausgleich

Modell des gleichberechtigten/ 
kooperativen Föderalismus 

Partnerschaft aller drei Ebenen von 
Gebietskörperschafts; Stärken der 
 horizontalen Kooperation

++

Verknüpfen von Aufgaben und 
 Finanzierung

aufgabenorientierte Mittelverteilung ++

vermehrte dezentrale Aufgaben erfüllung 
verlangt zusätzliche Mittel

+/–

Kohärenz nationaler und regionaler 
Regelung

Vermeiden von Widersprüchen +/–

Balance von Demokratiequalität und 
Effektivität/Effizienz

je nach Aufgabe +/–

Einbezug von Wirkungs- und 
 Leistungszielen

über alle Ebenen abgestimmte Ziele ++

Wirkungsorientierung, Wirkungs folgen-
abschätzungen von Reformen

+/–

Fortsetzung Seite 52
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Tabelle 1: Teilbereiche der Finanzausgleichsreform aus Steuerungssicht und  
ihre Akzeptanz in der Praxis 

Quelle: Bauer et al.: Option einer governance-orientierten Reform des Finanzausgleich, 2019, S. 89.

Anmerkung zu Kategorien der Akzeptanz: eine vergleichsweise hohe Übereinstimmung (++) oder eine 
 beschränkte oder nur teilweise Übereinstimmung (+/–).

  

(2) Agieren in mehreren Handlungsfeldern

maßvolles Entflechten und 
 Neuordnen von Kompetenzen

Stärken von Verantwortlichkeiten für 
Performance in verschiedener Hinsicht, 
z. B. für Qualität

++

besseres Regeln der gemeinschaft-
lichen Aufgabenerbringung

Festlegen von  Teil-Verantwortlichkeiten ++

Sichern der finanziellen Autonomie 
der  subnationalen Ebenen

mehr Abgabenautonomie der  Gemeinden ++

mehr Abgabenautonomie der Länder +/–

Stärken der Demokratiequalität bessere Balance zwischen Regierung und 
Parlamenten

+/–

(3) Formen/Mechanismen der  Steuerung

mehr Netzwerk und Abbau von 
 Hierarchieelementen

gleichberechtigte Partnerschaft +/–

besseres Verhandeln (vertikale 
 Verteilung von  Aufgabenträgerschaft 
und Ressourcen) 

Suche nach Win-win-Lösungen +/–

dosierter politischer Wettbewerb, 
Lernen  voneinander  
(horizontale Koordination)

Anreize für Verbesserungen +/–

(4) Instrumente der Mehr-Ebenen-Governance

Gap-Analysen für bessere vertikale 
und  horizontale Beziehungen

Feststellen von institutionellen 
 Schwachstellen 

++

verbesserte Koordination bei gemein-
schaftlicher Aufgaben erfüllung

Regeln für Koordination, für Abwägen 
bei widersprechenden Zielen; Schaffen 
gemeinsamer Steuerungsinstitutionen

++

Instrumente der Koordination optimierte Infrastrukturplanung; Abstim-
mung von Dienstleistungsstandorten

++

Schaffen von Innovationsräumen +/–

differenzierte Leistungs-/Finanzie-
rungsverträge 

nach regionalen Präferenzen bzw. 
 Notwendigkeiten

+/–
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Daraus ergeben sich aus unserer Sicht einige Reformvorschläge für das 
 Finanzausgleichssystem42:
• Die laufende Erfüllung gegebener gemeinschaftlicher Aufgaben durch abge-

stimmte Teilaufgaben für jede Ebene einschließlich der Finanzierung aus Mit-
teln des Steuerverbundes, welche möglichst anhand von Leistungskriterien 
(= Aufgabenbezug) zu verteilen sind;

• einzelne gesamtstaatliche Projekte/Programme bei spezifischen gemeinschaft-
lichen Aufgaben mit politischer Priorität (hinsichtlich Qualität und Quantität 
der Versorgung, Decken von Nachholbedarf, innovative Verfahren), wofür 
pauschale oder leistungsbezogene Mittelzuweisungen (teils aus Mittelum-
schichtungen) an die Träger von Teilaufgaben (Länder, Gemeinden, Beteiligun-
gen, temporäre Fonds) erfolgen; 

• das Sichern der Autonomiebereiche („eigene Aufgaben“) der beiden subnationalen 
Ebenen in Bezug auf die Verfügbarkeit eigener Ressourcen (und damit Beenden 
der chronischen Unterfinanzierung von Teilen der Gemeinden), das Stärken der 
horizontalen Abstimmung im Interesse von konstruktiver Nachbarschaft, regio-
naler funktionaler Verflechtungen, Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit;

• generell vermehrte indirekte Steuerung über die Mechanismen des Vergleichens 
und von Qualitätswettbewerben (in verschiedenen Formen, z. B. durch Einschät-
zungen der Leistungsempfänger/Nutzer, durch Vergleichen von Nutzen/Kosten) 
sowie durch Berücksichtigen der Ergebnisse aufgabenkritischer Evaluierungen 
und des Lernens voneinander. Dosierter politischer Wettbewerb wäre wegen sei-
ner „Dynamisierung“ der Interaktionen zwischen gleichgestellten Partnern43 zum 
Voranbringen verschiedener Reformen und Innovationen hilfreich. Es geht um 
verschiedene Formen von Vergleichen, wie z. B. das Vergleichen von Leistungs- 
und Managementprozessen, das Lernen voneinander oder Qualitätswettbewerbe.

• Governance-stärkende Instrumente zur Koordinierung und Kooperation, 
ebenso zur Regelung von Vertragsvorbereitung, von Ergebnisfeststellung und 
Resultatverantwortung, also Instrumente, die überwiegend einer besseren Per-
formance dienen, 

• Design und Management der Verhandlungen, Organisation der Meinungs-
bildung zu Problemlagen, zu möglichen Lösungen, Sichern einer einheitlichen 
Datenbasis, Fördern von Risikoanalysen und damit verbundenen Fragen zu-
künftiger Herausforderungen.

Besonderes Gewicht wird der Konzeption und dem Ablauf der Verhand-
lungsprozesse sowie der Verhandlungsführung mit den verschiedenen Akteuren 
aus Politik, Verwaltung, Interessenvertretungen und Bürgerschaft in den unter-
schiedlichen Phasen der Reformprojekte beizumessen sein. Die Phasen betreffen 
die Aufbereitung des Status quo und die möglichst einvernehmliche Problem-
wahrnehmung, die Festlegung eines strategischen Rahmens von Aufgaben- und 
42) Die Hinweise zur Akzeptanz der Vorschläge von Vertreterinnen und Vertretern der 

Praxis in Tabelle 1 werden im Abschnitt 4.2 aufgegriffen.
43) Siehe Benz: Politischer Wettbewerb, 2007, S. 66: „Generell gilt, dass politischer Wettbewerb 

im Vergleich zu anderen Governance-Formen, wie Hierarchie (…) oder Netzwerk eine 
besondere Dynamik von Interaktionen bewirkt. Er ist also immer dort von Vorteil, wo 
Stillstand unerwünscht ist.“
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Finanzierungszielen („Grundstrategie“, „institutionelle Architektur“), Autono-
miebereiche und deren finanzielle Absicherung, gemeinschaftliche Aufgaben und 
Finanzierung sowie Folgenabschätzung für mehrere mittelfristige Geltungsperi-
oden. Weiters wäre auch die Differenzierung zwischen nationalen und regionalen 
Aufgaben- und Finanzierungsregelungen zu berücksichtigen sowie Bereinigun-
gen bei den Vorausanteilen vorzunehmen.

4.2 Akzeptanz aus Sicht der Praxis

Im Rahmen der bereits erwähnten Studie zu governanceorientierten Finanz-
ausgleichsreformen44 wurden auch Expertinnen und Experten der Bundes-, 
 Länder- und Gemeindeebene aus Politik und Verwaltung befragt, inwieweit die 
ausgeführten Governance-Ansätze dabei helfen könnten, den Finanz aus gleichs-
reformprozess zu unterstützen bzw. voranzutreiben (siehe Tabelle 1).

 Ein wichtiges Ergebnis bildet die weitgehend geteilte Ansicht, dass Finanz-
ausgleichs- und Föderalismusreformen nur gemeinsam lösbar sind. Weitere 
Punkte mit hoher Zustimmung im Bereich Föderalismus sind die gleichberech-
tigte Kooperation aller drei staatlichen Ebenen sowie vermehrte Bemühungen um 
die Koordination bei der Erfüllung gemeinschaftlicher Aufgaben. 

Die Notwendigkeit einer Finanzausgleichsreform wird überwiegend als 
hoch eingeschätzt, allerdings besteht ausgeprägte Skepsis gegenüber einer Reform 
„aus einem Wurf“. Vielmehr wird ein schrittweises Vorgehen als realistischer an-
gesehen. Vielfältige Gründe werden für das bisherige Scheitern von Reformen 
genannt. Diese reichen von mangelndem politischen Engagement, unzureichend 
definierten Reformzielen bis hin zu Schwächen im Verhandlungsdesign.

Auch wenn das Wissen über Governance in der Praxis vielfach nur ansatz-
weise besteht, werden doch einige konkrete Governance-Aspekte als hilfreich 
angesehen: Eine schwache Mehrheit der Befragten interessierte sich für Regeln zu 
Koordination und Zielabstimmung, für vertrauensbildende Maßnahmen und für 
konsensförderliches Verhandlungsdesign. Für Aufgabenkritik, Benchmarking 
und andere Innovationen zeigte sich eher beschränktes Interesse. Netzwerkden-
ken wird grundsätzlich positiv gesehen, allerdings besteht hier auch eine gewisse 
Skepsis der Akteure hinsichtlich der Umsetzbarkeit.

4.3 Vorschlag für eine steuerungsbetonte Reformstrategie  
des Finanzausgleichs

Basierend auf den theoretischen Ansätzen und den Einschätzungen aus der 
Praxis wurde eine Reformstrategie für den Finanzausgleich im Mehr-Ebenen-
System entwickelt, welche schematisch in Abbildung 2 dargestellt und sodann 
kurz erläutert wird. 
44) Bauer; Mitterer; Pichler: Option einer governance-orientierten Reform des Finanz-

ausgleichs, 2019.
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Abbildung 2: Etappen einer Reformstrategie im Finanzausgleich
Quelle: Bauer et al.: Option einer governance-orientierten Reform des Finanzausgleichs, 2019, S. 6. 

Insgesamt zeigen sich drei Etappen einer governance-orientierten Finanz-
ausgleichsreform: 
• Governance muss als Lösungsansatz anerkannt werden und allen Beteiligten 

entsprechend kommuniziert werden. 
• Darauf aufbauend braucht es Governance-Analysen zum Status quo, um aus 

Vergangenem und Bestehendem zu lernen. 
• Schließlich wären eine Weiterentwicklung des Reformprozesses, die Qualität der 

Interaktionen der Akteure und die Erweiterung der inhaltlichen Konzeption des 
Finanzausgleichs als Innovationen zu verstehen und in Schritten umzusetzen.

Etappe 1: Governance als Lösungsansatz

Zunächst würde es eine Befassung mit und Anerkennung der Eignung von 
Governance-Ansätzen brauchen. Das hier zugrunde liegende Verständnis für 
eine strategisch angelegte und governance-orientierte Finanzausgleichsreform 
böte viele Potenziale, bestehende Blockaden zu reduzieren und das gesamte 
 Finanzausgleichssystem stärker aufgabenorientiert und kooperationsbetont zu 
 betrachten. Es geht darum, die „Spielregeln“ für Reformen angemessen zu definie-
ren und den Fokus nicht nur auf Einsparungen, sondern auch auf die Bewältigung 
von Interdependenzen, ebenso etwa auf Risken und ihre Bewertung zu legen.

Sodann wären die verschiedenen Governance-Ansätze weiter zu konkretisie-
ren und deren Nutzen zu kommunizieren, um ein gemeinsames Verständnis von 
diesen, teils neuen Governance-Formen und -Regelungsbereichen zu schaffen. 
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Etappe 2: Governance-Analysen des Status quo

Drittens bietet sich das Lernen aus dem bisherigen Scheitern von Finanzaus-
gleichsreformen an. So fehlen Status quo-Analysen zu den Stärken und Schwä-
chen der bestehenden Mehr-Ebenen-Steuerung (z. B. Kompetenzverflechtungen, 
Autonomiemängel, fehlende Zukunftsbezüge) sowie Evaluierungen zu bisher 
gescheiterten Reformansätzen gesamtstaatlicher Steuerung (z. B. gemeinsame 
Zielfestlegung für partielle aufgabenorientierte Mittelverteilung, Grundsteuer-
reform, Abgaben autonomie der Länder, Kapazitätsdefizite). Ebenso gilt es, aus 
bestehenden Projekten der Mehr-Ebenen-Steuerung zu lernen und für die 
 Reform zu nutzen. 

Etappe 3: Entwickeln alternativer Reformstrategien

Hat man die Grundlagen für eine Weiterentwicklung des Finanzausgleichs-
systems im Kontext des kooperativen Föderalismusmodells gelegt, kann eine 
 alternative Reformstrategie entwickelt werden. Dies basiert dabei auf den drei Ele-
menten Reformprozess, inhaltliche Konzeption und partnerschaftliches Agieren. 

Somit wäre der Reformprozess zu optimieren. Dies bedeutet mehr Beachtung 
für das Management der Verhandlungen, etwa durch Erarbeiten strategischer 
Grundkonsense, eine verbesserte Entscheidungsfindung, mehr Verhandlungen 
im Netzwerk, Regeln für das Verhandlungsdesign sowie vertrauensbildende 
Maßnahmen. Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass Finanzausgleichs- und 
 Föderalismusreformen eng miteinander verbunden sind. 

Weiters bedarf es der Konzeption alternativer Modelle der Aufgabenorien-
tierung im Finanzausgleichs. Auch hier sind die engen Verschränkungen zwischen 
Finanzausgleichs- und Föderalismusreform zu beachten. Reformen des Finanz-
ausgleichs müssen dementsprechend an verschiedenen Punkten ansetzen, etwa bei 
der Autonomie der einzelnen Gebietskörperschaften, der Ergebnisverantwortung 
und Rechenschaftspflicht, der maßvollen Entflechtung der Komplexität der Auf-
gabenzuordnungen sowie der Verschränkung von Aufgaben- und Finanzierungs-
steuerung. Zur besseren Abstimmung benötigt es dabei zusätzlicher Koordinie-
rungsinstrumente und -prozesse, sowohl vertikal als auch horizontal. 

Schließlich braucht es für das Gelingen der Reformstrategien ein partner-
schaftliches Agieren im Netzwerk. Gemeinschaftliche Aufgabenerbringung bietet 
die Chance, umfassende und komplexe Aufgaben und Herausforderungen – bei 
geeigneten Prozessen und Strukturen – besser meistern zu können als im klassi-
schen Hierarchiemodus. Hierzu bedarf es vor allem des Engagements der politi-
schen Entscheidungsträgerinnen und -träger zu konkreten Lösungen45.

45) Siehe Pichler; Oberascher: Dorfgemeinschaft als Innovationsschmiede, 2019, S. 221: 
„Ganz zentral gilt, dass die Politik die Innovationsbereitschaft vorlebt und davon über-
zeugt ist, dass neue Wege in ihrem Kontext beschritten werden können ...“.
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5. Ausblicke

Insgesamt kann durch eine stärkere Berücksichtigung der Steuerungspers-
pektive dazu beigetragen werden, Finanzausgleichsreformen auf Erfolgskurs zu 
bringen. Die seit vielen Jahren nicht erledigten Reformvorhaben wären durch 
mehr Partnerschaft, Bewußtsein über die gegenseitigen Abhängigkeiten und 
 Innovationsbereitschaft im Bereich der Steuerung und des Finanzausgleichs vor-
anzutreiben.

Für die Weiterentwicklung des Finanzausgleichs können wir folgende gover-
nance-orientierten Reformansätze hervorstreichen.

Keine Finanzausgleichsreform ohne Föderalismusreform 

Die notwendige Verschränkung von Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen 
bedeutet, dass die Finanzierungsströme auch auf die sich ändernden Aufgaben 
der Gebietskörperschaften Bedacht nehmen müssen. Hierfür wären das generelle 
Berücksichtigen von Autonomieerfordernissen von Ländern und Gemeinden, 
mehr Mittel für die subnationalen Ebenen mit der zunehmenden Aufgabenver-
antwortung für Lebensqualität, Klimaschutz und Integration sinnvoll. Bei ge-
meinschaftlich erbrachten Aufgaben wäre klares Abgrenzen von Teilleistungen 
zur Wahrung der Ergebnisverantwortung notwendig.

Da große Würfe (wie z. B. mit dem Österreich-Konvent beabsichtigt) nur 
schwer leistbar sind, sollten Reformen des Finanzausgleichs schrittweise in ein-
zelnen Aufgabenfeldern erfolgen (z. B. Bildung, Pflege, Verkehr). Dabei sind auch 
die Gemeinden als gleichberechtigte Partner einzubeziehen. 

Verbesserung der Mehr-Ebenen-Steuerung 

Bisherige Reformen scheiterten nicht nur am inhaltlichen Dissens, sondern 
auch an Verfahrensfragen, wie partnerschaftlicher Interaktion (Interessenaus-
gleich), Bereitschaft zu Kooperation und Koordination sowie Verhandlungs-
design. Deswegen sollten – auf Basis von Governance-Ansätzen – Evaluierungen 
zu den Gründen des bisherigen Scheiterns von Reformansätzen durchgeführt 
und die Optimierung der Reformprozesse angestrebt werden:
• Erarbeiten strategischer Grundkonsense unter Einbezug der Gemeindeebene 

(zum Finanzausgleich bzw. in einzelnen Aufgabenbereichen),
• mehr Beachtung auf Design und Management von Verhandlungen, 
• Verhandlungen im Netzwerk (statt in der Hierarchie),
• vertrauensbildende Maßnahmen. 
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Inhaltliche Reformen des Finanzausgleichs

Es wäre an folgenden zentralen Reformthemen weiterzuarbeiten:
• Zukunftsorientiertes Verknüpfen von neuen und bereits bestehenden priori-

tären Aufgaben, also den konkreten inhaltlichen Leistungen und Wirkungen der 
nächsten Jahre mit den dafür bereitzustellenden Mitteln aus eigenen Abgaben 
und aus Mitteln des Steuerverbunds

• Mehr aufgabenorientierte Verteilung der Mittel des Steuerverbundes
– Weiterführen der 2017 angepeilten Pilotprojekte (Klären der Ziele, Erproben 

unterschiedlicher Lastenausgleiche)
– Erweitern der Pilotprojekte auf Ländermittel (z. B. Pflichtschulen, Gesund-

heit, Soziales)
• Sichern der subnationalen Autonomiebereiche

– Ausbau der Abgabenautonomie der Länder (bei horizontalem Ressourcen-
ausgleich)

– Reform der Grundsteuer (einschließlich deren Ökologisierung)
• Transferbereinigung

– Überführen zeitlich befristeter Bundes- bzw. Länder-Transfers an Gemeinden 
in die laufende Finanzierung (z. B. derzeit die „Art. 15a-Mittel“ zur laufenden 
Finanzierung des Gratis-Kindergartens, Mittel zum laufenden Betrieb von 
Ganztagsschulen, Dotationen des Pflegefonds)

– bundesweit einheitlicher Grundrahmen zu deutlich reduzierten Transferbe-
ziehungen zwischen Ländern und Gemeinden: v. a. Stärkung des Lastenaus-
gleichs gegenüber dem Ressourcenausgleich, Abbau der Ko-Finanzierung 
von Länderaufgaben durch die Gemeinden, Verstärken des horizontalen 
Ausgleichs zwischen Gemeinden bei Aufgaben mit regionaler Versorgungs-
funktion (wie ÖPNV, Sozialangebote, Kultur- und Sporteinrichtungen

• Gesamtreform der länderinternen Finanzausgleiche durch Übernahme des 
einleitend genannten umfassenden finanzwissenschaftlichen Begriffsverständ-
nisses.

Finanzausgleichsreform als Teil der Krisenbewältigung

Die Corona-Krise zeigt die Schwächen des Finanzausgleichs deutlich auf, wie 
etwa zersplitterte Zuständigkeiten, komplexe Transferbeziehungen und fehlende 
Zusammenhänge zwischen Aufgabennotwendigkeiten und Mittelzuteilung. Ein 
konkretes Beispiel für mangelnde Abstimmung zwischen den Gebietskörper-
schaften sind die ausgefallenen Elternbeiträge für nicht in Anspruch genommene 
Kinderbetreuungsleistungen. Die gesetzliche Maßnahme zur de facto Schließung 
der Einrichtungen erfolgte durch den Bund, den Gemeinden fielen die Elternbei-
träge als Einnahmequelle weg. Gleichzeitig können die Gemeinden die Personal-
ausgaben in den Kindergärten und Horten nicht senken, da die Gemeinden vom 
Kurzarbeitsmodell ausgeschlossen sind. Ungeklärt bleibt dabei, wer für die Aus-
fälle finanziell aufkommen soll. So hat der Bund den Entfall der Elternbeiträge 
klar empfohlen, einige Länder haben diesen auch vorgeschrieben.



59

Die Corona-Krise zeigt Steuerungsdefizite in einigen zentralen Aufgaben-
bereichen, wie insbesondere im Sozial- und Gesundheitsbereich. Hier werden 
Schnittstellenprobleme zwischen Pflege- und Gesundheitsbereich augenfällig, die 
Pflege leidet unter der seit langem aufgeschobenen Reformen. Personalmangel 
und die fehlende Lösung der Frage der Pflegefinanzierung verschärfen die 
 Gesundheitskrise noch zusätzlich. 

Ähnliches gilt für den Bildungsbereich. Die Diskussionen zur Chancen-
gleichheit aller Schülerinnen und Schüler im Zusammenhang mit Homeschooling 
zeigen auf, dass die Ressourcen im Bildungssystem nicht ausreichend an den 
 bestehenden Aufgaben ausgerichtet sind. Auch hier wäre an einer Finanzierung 
zu arbeiten, die an den festgelegten Wirkungen und Aufgaben des Bildungs-
bereiches orientiert ist. Es bleibt nur zu hoffen, dass die aktuelle Krise als Chance 
 gesehen wird, sich endlich zu umfassenden Reformen durchzuringen. 

Die Krise sollte daher zum Anlass genommen werden, längst fällige Refor-
men des Finanzausgleichs im Sinn des finanzwissenschaftlichen Verständnisses 
anzugehen. Dies erscheint auch insofern von hoher Dringlichkeit, als weitere 
Krisen – zu nennen wäre z. B. die Klimakrise – nur gemeinsam und durch ver-
stärkte Resilienz gemeistert werden können. Die mit der Corona-Krise einher-
gehenden massiv sinkenden Investitionspotenziale der öffentlichen Haushalte 
machen etwa gut abgestimmte  Investitionsprogramme notwendig. Dies bedeutet, 
auch die Gemeinden bei den „Konjunkturpaketen“ einzubeziehen, da deren In-
vestitionen verstärkt auch die regionale Wirtschaft stärken. Wichtig wird auch 
sein, langfristige Ziele wie den Klimaschutz nicht zu vernachlässigen. Investitions-
pakete nach der Krise brauchen daher auch aufgabenspezifische Schwerpunkte, 
wie etwa einen klimafreund lichen Fokus. Zu denken ist hier beispielsweise an die 
Integration der schon seit längerem diskutierten Nahverkehrsmilliarde zum Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs in Ballungsräumen. Für die Gemeinden und teils 
auch für die Länder von großer Bedeutung wird dabei sein, dass sie stabile finan-
zielle Spielräume – bei erhöhter Abgabenhoheit – erlangen. Insbesondere die seit 
vielen Jahren steigenden Probleme in den Länder-Gemeinde-Transfersystemen 
bedürfen einer fairen Lösung im Rahmen der Finanzverfassung. 
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